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Kläger und Revisionsbeklagten9

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 160 August 1961? an der

mitgewirkt haben '

Senatspräsident D r 0 H a u e i s e n

als Vorsitzender‚

Bundesrichterin D r „ S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g

als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter W i r s c h i n g und

Bundessozialrichter U e b e 1

als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—West—

falen vom 180 Juli 1956 wird aufgehoben? die Sache

wird zu neuer Entscheidung an das Landessozialge—

richt zurückverwiesen„

Von Rechts wegenc
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Durch Umanerkennungsbescheid vom 20 Januar 1952 erhielt der

Kläger wegen "Verlust des linken Unterarmsv Verlust des 40

und 5„ Fingers einschließlich des Mittelhandknochens der
rechten Hand? Sehminderung des linken Auges durch Hornhaut—

narben und zahllose Narben im Gesicht und an beiden Beinen

durch Minensplitterverwundung7 belanglcse Narbe am
rechten

Knie und linken Fuß durch Weichteilverwundung" Rente nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 70 v„H„ Hiere

gegen legte der Kläger Einspruch ein und beantragte neben

einer Ergänzung der Leiden3bezeichnung auch die Gewährung

einer Pflegezulageo Der Beschwerdeausschuß II des Versor—

gungsamts Aachen entschied am 130 März 1952: "Der Einspruch

gegen den Bescheid vom 20 Januar 1952 wird zurückgewiesen mit

der Maßgabe? daß die ■eidensbezeichnung wie folgt zu ergän—

'zen ist: Beugebehinderung des rechten Mittelfingerso" In den

Gründen der Entscheidung wurde ausgeführt? weshalb dem Klä—
ger eine Pflegezulage nicht zustehe° Dementsprechend ergänzte

das Versorgungsamt Aachen mit dem'Ausführungsbescheid vom 150%

April 1952 die Leidensbezeichnung9 erwähnte darin aber nichts“

von einer Pflegezulage° Der_Kläger legte Berufung bei dem
Oberversichérungsamt ein‚ nahm die Berufung aber zurück„

Am 190 August 1955 beantragte der Kläger erneut die Gewährung
'einer Pflegezulage‚ da er hilflos sei° Das Versorgungsamt ver—
anlaßte eine neue ärztliche Untersuchung des Klägerso Der

Facharzt für Chirurgie Dr° Sév;==vertrat_die Auffassung9 der
Kläger sei durch seine Schädigungsfolgen um 80 VOH° in sei—

ner Erwerbsfähigkeit gemindert9 er sei jedoch nicht hilflbs

’‚im Sinne des Gesetzeso Durch Bescheid vom 5° Oktober 1955

— "Neufeststellung" _? in dem_zunächst der Wortlaut des 5 62
Abs° 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) wiedergegeben ist?

_3...
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gewährte das Versorgungsamt dem Kläger ab 1(} August 1953 Rente

nach einer MdB um 80 V°H„9 lehnte jedoch die Gewährung einer

Pflegezulage ab9 weil der Kläger für die gewöhnlichen Verrich—

tungen im Ablauf des täglichen Lebens nicht in erheblichem Um—

fang dauernd auf fremde Hilfe angewiesen sein Den Einspruch

(Widerspruch) gegen diesen Bescheid wies das Landesversorgungs—

amt Nordrhein—Westfalen am 180 März 1954 zurückc’Der Kläger er—
hob Klage bei dem Sozialgericht (SG) Köln„ Das SG wies die Kla—

ge durch Urteil vom 27„ April 1955 ab° Es führte aus9 der Klä—

ger könne‚ wie der Augenschein ergeben habe‚ die Verrichtungen

des täglichen Lebens selbst vornehmen? er sei daher nicht hilfé

los° Der Kläger legte Berufung beim Landessozialgericht (LSG),

Nordrhein—Westfalen ein° Das LSG holte ein Gutachten des Profo

Dr° Re:;===von der orthopädischen Landesklinik in Süchteln eine

Profo Dr° R======vertrat die Auffassung, der Kläger sei nicht
‘hilflos im Sinne des © 35 BVG„ Durch Urteil vom 180 Juli 1956

hob das LSG das Urteil des SG vom 270 April 1955 und den Eee

scheid des Versorgungsamts Aachen vom 50 Oktober 1955 sowie den
.Widerspruchsbescheid vom 18„ Mär? 1954 insoweit auf, als in“ihnen

die Pflégezulage abgelehnt wird; es erklärte den Beklagten für
Vverpflichtet, dem Kläger ab 10 August 1953 Pflegezulage zu ge—

währen° An der Verhandlung, auf Grund der dieses Urteil erging9

wirkten als Berufsrichter Senatspräsident Dr° Dr„ N=e=ms=a£und

die Sozialgerichtsräte H=:==s=und F=ss==e=£=mit„ Zur Begründung

führte das LSG aus: Die Berufung sei zulässig9 es handele sich

nicht um eine Neufestatellung der Versorgungsbezüge im Sinne

von 5 148 Nr° 5 SGG, denn über den Anspruch auf Pflegezulage

sei bisher noch nicht entschieden gewesen; zwar habe der Kläger

in seinem Einspruch gegen den Bescheid vom 2° Januar 1952 Pfle—

gezulage beantragt; hierüber sei jedoch nicht entschieden wor—

den‚ lediglich in der Begründung der Entscheidung des Beschwer—

deausschusses sei ausgeführt? daß Pflegezulage nicht gewährt

werden könne; die Berufung sei auch begründet9 der Kläger sei

hilflos im Sinne von 5 55 BVG; entscheidend hierfür sei das Fehe

len der linken Hand und das Fehlen des 40 und 5c Fingers der

rechten Hand nebst hochgradiger Bewegungseinschränkung im Grund —
gelenk des dritten Fingers; infolge dieser Körperschäden bedür—
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fe der Kläger ständig einer Hilfe für Körperpflege9 für das

Instandhalten.seiner Kleidung und für gewisse Verriöhtungen

des An— und Auskleidens; er könne wohl ohne fremde Hilfe es—

sen‚ könne sich jedoch sein Essen nicht selbst zubereiten;

die Voraussetzungen des 5 35 BVG seien damit erfüllt„ Die

Revision ließ das LSG zu°

Das Urteil wurde dem Beklagten am 66 Februar 1957 zugestellt°

Am 182 Februar 1957 legte er Revision ein und beantragte?

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom 180 Juli
1956 aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen
das Urteil des SG Köln als unzulässig zu verwerfen$

hilfsweiseq-
‚

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom 180 Juli

1956 aufzuheben und die Sache zu neuer Entscheidung

an das-LSG zurückzuverweisen°

Am 50 Mai 1957 - nach Verlängerung der Revisionsbegründungs—

frist bis zum 6„ Mai 1957 begründete er die Revision: Die Be—

rufung sei unzulässig gewesen‚ in dem angefochtenen Bescheid

sei nicht erstmalig über den Antrag auf Pflegezulage ent—
schieden; der Anspruch auf Pflegezulage sei bereits in dem

Bescheid vom 2° Januar 19529 spätestens aber in der Entschei—

dung des Beschwerdeausschueeee vom 13„ Mai 1952 abgelehnt

worden; der jetzt angefochtene Bescheid betreffe deshalb

eine Neufeststellung im Sinne vom 5 149 Nr„ 5 SGG; das Urteil

des LSG sei aber auch in der Sache selbst unrichtig9 dem Kläé

ger stehe kein Anspruch auf Pflegezulage zu; das ärztliche

Gutachten7 welches das LSG eingeholt habe, sei zu dem Ergeb—

nis gekommen, daß der Kläger nicht hilfslos sei; der Kläger

bedürfe allenfalls für einzelne Verrichtungen im Ablauf des

täglichen Lebens fremder Hilfe; dies begründe keinen An—

spruch auf ?flegezulage°

Der Kläger beantragte?

die Revision zurückzuweisen„
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II

Die Revision ist nach 5 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgeset—

zes (SGG) statthafto Der Beklagte hat die Revision auch frist—

und formgerecht eingelegt und begründet„ Die Revision ist daher

zulässig; sie ist auch begründete ' ‘

An der mündlichen Verhandlung? auf die das angefochtene Urteil

ergangen ist, haben als Berufsrichter außer dem Senatspräsiden—

ten als Vorsitzenden zwei SoZialgerichtsräte mitgewirkt; der Se—

hat ist damit nicht vorschriftsmäßig besetzt gewesen (BSG 9‚ 137;

119 22)9 Der Beklagte hat diesen Verfahrensmangel jedoch nicht

gerügt° Ohne Rüge hat das Bundessozialgericht (BSG) die unver—

schriftsmäßige Besetzung des Berufungsgerichts nicht zu berück—

sichtigen9 weil es sich nicht um einen Verfahrensmangel handelt9

der in der Revisionsinstanz "fortwirkt" (vglo Urt° des BSG vom
280 Juli 1961 _ 8 RV 637/58 —)0

Das LSG hat die Berufung im Ergebnis zu Recht für statthaft ge—
‚halten? Der angefochtene Bescheid vom 50 Oktober 1953 enthält

nicht eine "Neufeststellung der Versorgung3bezüge wegen Änderung

der Verhältnisse" im Sinne des 5 148 Nro 3 SGG‚ sondern eine neue

Entscheidung über den Anspruch auf Pflegezulage; der Bescheid ist

ein Verwaltungsakt; daß der Beklagte den Anspruch auf Pflegezu—

lage damit erneut abgelehnt hat9 ändert hieran nichts (BSG 109

248)° Zwar ist in dem Bescheid vorgedruckt ua auch auf 5 62 Abs°

1 BVG verwiesen‚ der sonstige Inhalt des Bescheides sowie die
Umstände, die ergänzend zur Auslegung des Bescheides heranzuzie—

hen sind‚ insbesondere das ärztliche Gutachten, das dem Bescheid

zugrunde liegt? lassen jedoch eindeutig erkennen‚ daß nicht die

Frage7 ob sich die Verhältnisse geändert haben oder nicht‚ Ge—

genstand der Prüfung und Entscheidung gewesen ist? daß vielmehr
unabhängig von dieser Frage auf Grund neuer

Ermittlungsergebnis-

se erneut über den Anspruch auf Pflegezulage entschieden worden

ist„ Auch den Einspruch déé?Klägers-hat.der Beklagte zurückge—
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wiesen9 weil "nach dem Ergebnis des bisherigen Verfahrens
und der vorliegenden Unterlagen die Voraussetzungen zur Be—

- willigung einer Pflegezulage im Sinne des 5 35 BVG nicht

vorliegen„" Das SG hat wohl in seinem Urteil erwähnt? daß
die Voraussetzungen einer Neufeststellung nach 9 62 Abs„ 1

BVG nicht vorlägen; es hat aber auch entschieden? daß — un—

abhängig von einer Änderung der Verhältnisse - die Voraus—

setzungen für eine Pflegezulage nach $ 35 BVG nicht gegeben
seien, da — wie der gerichtliche Augenschein ergeben habe —„
der Kläger die notwendigen Verrichtungen des täglichen Le—

bens selbst vornehmen könne

Unter diesen Umständen ist die Berufung nicht nach 5 148 Nr0

3 SGG ausgeschlossen gewesen°

_Nach 5 35 Abs° 1 BVG idF vor dem Inkrafttreten des Ersten

Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Kriegsopferrechts

vom 270 Juni 1960 (aF) hat der Beschädigte einen Anspruch

auf Pflegezulage gehabt, solange er infolge der Schädigung

so hilflos ist7 daß er nicht ohne fremde Wartung und Pflege

hat bestehen können„ Hilflos in diesem Sinne ist der Beschä—
digte‚ der für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehren—

den — nicht nur für einzelne — Verrichtungen im Ablauf des

täglichen Lebens ganz oder in erheblichem Umfange fremder

Hilfe dauernd bedarf, wobei nicht erforderlich ist, daß die

Hilfe tatsächlich fortwährend geleistet wird, sondern es ge—

nügt‚ daß die Hilfskraft ständig in Bereitschaft sein muß

(BSG 89 979 99)„ Die Neufassung des ©‘35 BVG durch das Er—
ste Neuordnungsgesetz hat insoweit nichts geänderte In 5 35

BVG nF heißt es nunmehr9 der Beschädigte erhalte eine Pfle—

gezulage‚ solange er infolge der Schädigung so hilflos sei?

daß er für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden

Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens in erheblichem

Umfangs fremder Hilfe dauernd bedürfec Damit sind lediglich
die Grundsätze? die bisher schon für die Gewährung der Pfle—

gezulage maßgebend gewesen sind? in den Gesetzestext aufge—

\
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nommen worden; der Begriff "Hilflosigkeit" ist gesetzlich definiert

Worden, Im vorliegenden Fall kommt es darauf an, ob der Kläger in

der Lage ist, zB sich allein an— und auszukleiden, die Speisen zu

zerkleinern und zu sich zu nehmen, sich zu waschen, sich zu rasie—

ren und die Notdurft zu verrichten, denn hierbei handelt es sich

um die tatsächlich regelmäßig wiederkehrenden und notwendigen Ver—

richtungen des täglichen Lebens; auf sie kommt es an, wenn zu ent—

scheiden ist, ob ein im Gebrauch seiner Hände behinderter Beschä—

digter einen Anspruch auf Pflegezulage hat (Urteil des BSG vom ll,

Juni 1959, SozH Nr,_7 zu 5 35 BVG), Nicht entscheidend ist dagegen,

ob der Beschädigte verheiratet ist oder nicht (BSG 8, 97, 100), '

Dies hat das LSG an sich. nicht verkannt, seine Feststellungen

reichen jedoch nicht aus, um beurteilen zu können, ob der Kläger

in diesem Umfang hilflos ist und sonach einen Anspruch auf Pflege—

zulage hat,»

Das LSG hat ausgeführt, der Kläger bedürfe ständig meiner Hilfe

für Körperpflege, für das Instandhalten seiner Kleidung und für

gewisse Verrichtungen des An— und Auskleidens; er könne wohl oh—

ne fremde Hilfe essen, könne sich jedoch sein Essen nicht selbstän—

dig zubereiten, Es ist nicht ersichtlich, was das LSG hat fest—

stellen wollen, wenn es den Kläger als hilfsbedürftig für "gewis—

se" Verriohtungen des An— und Auskleidens angesehen hat, Wenn da-

mit im wesentlichen
nur — wovon auch der Sachverständige in sei—-

nem Gutachten vom 500 Dezember_1955 ausgegangen ist — das Anle-

gen der Krawatte und das Zubinden der Schuhe gemeinteänd, so han-

delt es sich insoweit nur um einzelne Verrichtungen im Ablauf des
täglichen Lebens, es kann aber noch nicht davon gesprochen werden,

daß der Kläger in erheblighgm Umfangs fremder Hilfe dauernd be—
darf, Es ist auch nicht hinreichend deutlich, weshalb der Kläger,

wie das LSG meint, nicht in der Lage sein soll, sich allein zu
waschen, Zwar fehlen dem Kläger auch der 4, und 5, finger der ihm

noch verbliebenen rechten Hand° Mangels einer gegentailigen Fest—

stellung des LSG muß jedoch davon ausgegangen werden, daß mit Dau—

men, Zeigefinger und Mittelfinger der rechten Hand — unbeschadet
der Bewegungseinschränkung des Mittelfingers — eine zwar herabge—
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setzte9 aber doch noch ausreichende Greiffähigkeit bestehto
Bei dieser Sachlage entspricht es nieht ohne weiteres der
allgemeinenLebenserfa‘nrung7 daß der'Kläger9 der nach sei—

nen eigenen Angaben allein die Speisen zu sich nehmenkann9

nieht in der Lage ist9 sich allein zu waschen„ Daß dies für
ihn — wie übrigens für jeden einseitig Armamputierten — na—
turgemäß besdhwerlich ist‚ bedeutet noch nicht‚ daß er des—

Wegen ndtwéndig fremder ■life bedarfo Das LSG hätte deshalb
‚

darlegen müssen, aus welchen besonderen Gründen es die Über—„

zeugung gewonnen hat, der Kläger könne sich nicht allein wa—

schen? zumal auch in den ärztlichen Gutachten insoweit keine

wesentliche Behinderung des Klägers angenommen werden ist°

Entsprechendes gilt für die Festetellung_dee LSG, daß der,
Kläger sich seine Speisen nicht allein zubereiten könne? so—
weit dies überhaupt als zu seinem Aufgabenbereich gehörend

angesehen werden kann (vgl.° auch Urteil des 385 vom 250
Adgust 1960—11 BV444/60 —)CDasLSGhat zwar.erwennt9der
Kläger habe in der mündlichen Verhandlung die "Verwendungs—

möglichkeiten seiner Hand vorgeführt"7 es hat aber nicht im
einzelnen.engegeben‚ welches Ergebnis diese Beweiserhebung

(durch Augenschein) gehabt hat° Das wäre geboten gewesen? um
dem BSG die Nachprüfung zu ermöglichen, ob der Kläger hilf—

los im Sinnevon_9.3sBVGist„

Das LSG hat_zWar zutreffend angenommen‚ daß die Frage, ob

Hilflosigkeit vorliegt, nicht allein naehärztlichen Schluß—
folgerungen beantwortet werden darf; das ändert jedoch nichts '

daran?daßdie ärztlichen Gutachtenbei der Feststellung des
Satherhalts auszuwerteh sind; daran hat es das_L8G fehlen

lessenc Aus den Angaben des Klägers und den von ihm — ohne

ärztliche Kontrolle — Vorgeführten Verwendungemöglichkeiten
seiner ■andhat das LSG keine sicheren Feststellungen über

die tatsächlichen Behinderungendes Klägers treffen können‚
'zumal das SG9 ebenfalls auf Grund einer Augenscheinsaufnahme9

zu einem anderen Ergebnis gekommen ist als das LSG° Das LSG‚

hat unter diesen Umständen die naheliegende Möglichkeit aus —

_ 9 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


nützen müssen9 durch Anhörung von Personen aus der Umgebung des

Klägers (Ehefrau, Arbeitskameraden) als Zeugen den Sachverhalt
weiter aufzuklären und daraus ein umfassenderes Bild darüber zu

gewinnen? inwieweit der Kläger auf fremde Hilfe angewiesen ist

(5 103 sec)° ‘ 7

Das Urteil ist unter diesen Umständen aufzubehen und die Sache

zu neuer Verhandlung an das LSG zurückzuverweieen (@ 170 Abs° 2

Satz 2 SGG)° ‘ '

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil des LSG

vorbehalten°
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